
zu verhalten haben. In der mündlichen Begründung des 
Rechtsspruchs muß der Vorsitzende des Gerichts danach 
streben, die Parteien von der Notwendigkeit gerade eines 
solchen Verhaltens zu überzeugen und sie darüber zu be­
lehren, wie ein solches Verhalten realisiert werden kann.
4. In Gerichtsverfahren, die Minderjährige und Jugendliche 
betreffen, hat die erzieherische Einflußnahme besondere 
Bedeutung. Das Gericht hat in einem solchen Fall nicht nur 
die Folgen der Verletzung der Rechtsordnung zu beseitigen, 
sondern darüber hinaus eine Veränderung der Lebens- und 
Erziehungsbedingungen zu veranlassen, unter denen sich 
der Minderjährige befunden hat und die nicht im richtigen 
Maße die Herausbildung positiver Züge seiner Persön­
lichkeit gewährleistet haben.
Entsprechend den Hinweisen im Referat des Genossen Gie- 
rek „ruht die Verantwortung für die Lenkung des Schick­
sals der Jugend in unserem Staat auf dem gesamten Volk“, 
aber in besonderem Maße ruht diese Verantwortung auf 
den dazu berufenen Organen, zu denen auch die Gerichte 
gehören, die Verfahren gegen Minderjährige und Vormund­
schaftssachen verhandeln. Im Zusammenhang damit muß 
man besonders den Hinweis des VII. Parteitages berück- 
tigen, daß es bei der Realisierung der Aufgaben zur Be­
kämpfung jeglicher negativer Erscheinung in unserem ge- 
gesellschaftlichen Leben „vor allem notwendig (ist), die vor­
beugende Tätigkeit zu vervollkommnen und zu entwickeln, 
deren Ziel es ist, die Ursachen für die Verletzung der 
Rechtsnormen zu beseitigen“./14/
5. Die Entwicklung des sozialistischen Gerichtsverfahrens 
ist außer mit der Schutzfunktion und der nicht minder 
wichtigen Vorbeugungs- und der ideologisch-erzieherischen 
Funktion mit der Entwicklung neuer innerer Funktionen 
des sozialistischen Staates verbunden, insbesondere mit der 
wirtschaftlich-organisatorischen und der kulturell-erziehe­
rischen. Im Rahmen der zuletzt genannten Funktion ist 
die Tätigkeit des Gerichts angesiedelt, die darauf abzielt, 
den Bürgern die Verbindung zwischen ihren individuellen 
und den gesellschaftlichen Interessen bewußt zu machen 
sowie solche Verhaltensgewohnheiten herauszubilden, die 
nicht zur Verletzung der Rechtsvorschriften und zum Ent­
stehen von zwischenmenschlichen Konflikten führen, son­
dern die helfen, gesellschaftliche Beziehungen richtig zu 
entwickeln./15/
Die gesamte Tätigkeit der Rechtsprechungsorgane muß also 
zur Herausbildung des Rechtsbewußtseins in der Gesell­
schaft beitragen; das bedeutet, daß es um denjenigen Aus­
schnitt aus dem gesellschaftlichen Bewußtsein geht, auf 
dem die Ansichten über das Recht und die rechtlichen Emo­
tionen beruhen, die sowohl das Wissen über rechtliche Er­
scheinungen als auch über deren Einschätzung unter den 
Gesichtspunkt der klassenmäßigen bzw. gesamtnationalen 
Gerechtigkeit sowie die Verhaltensweisen umfassen, die mit 
diesen Problemen in Übereinstimmung stehen. Es geht in 
dieser Hinsicht um eine allgemeine Orientierung, was unter 
dem Gesichtspunkt des geltenden Rechts erlaubt und was 
verboten ist.
Im Ergebnis dessen muß das Oberste Gericht — in Überein­
stimmung mit den Hinweisen im Referat des Genossen 
Gierek — mit seiner gesamten Tätigkeit „die Verurteilung 
von negativen Erscheinungen und Haltungen, von asozia­
lem Egoismus und Berechnung, von unberechtigten Vortei­
len, von Schmarotzertum und jeglicher Verletzung des 
Rechts und der Normen des gesellschaftlichen Zusammenle­
bens“ wecken.
6. Die Mittel zur Gestaltung des gesellschaftlichen Rechts­
bewußtseins sowie für die erzieherische Einwirkung des 
Obersten Gerichts stellen vor allem seine Entscheidungen 
in konkreten Verfahren dar, die auf Rechtsmittel oder Kas­
sationsanträge hin verhandelt werden. Besondere Bedeu­
tung für die Herausbildung einer einheitlichen Rechtspre­
chung der Gerichte und die Rechtsanwendung besitzen je-
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doch die Richtlinien für die Rechtsprechung und die ge­
richtliche Praxis sowie die Stellungnahmen, die Antwor­
ten .auf Rechtsfragen enthalten. Diese Antworten umfas­
sen stets die Erläuterung einer Problematik, die aus juri­
stischer Sicht besonders bedeutsam ist. Deshalb müssen alle 
Kollegien des Obersten Gerichts ständig eine eingehende 
Analyse der Fragen vornehmen, die in der Praxis der 
Rechtsanwendung entstehen und Probleme sichtbar machen, 
die einer Erläuterung bedürfen, damit die dazu eingenom­
menen Standpunkte eine vereinheitlichte Ansicht zum Aus­
druck bringen, die den aktuellen Bedürfnissen der Anwen­
dung der betreffenden Vorschriften oder sogar ganzer 
Rechtsgebiete am oesten entsprechen.

Höhere Effektivität der Arbeit durch verbesserte 
Leitungstätigkeit

1. In den vorbereitenden Direktiven für den VII. Parteitag 
wurden Probleme einer höheren Qualität der Arbeit und 
der Lebensbedingungen an hervorragender Stelle behan­
delt, und im Beschluß des Parteitages wurde der Hinweis 
formuliert, daß die Tätigkeit aller staatlichen Organe, dar­
unter auch der Gerichte, zu verbessern ist, um die Vor­
aussetzungen für ein enges Zusammenwirken mit der Ge­
sellschaft bei der Verhütung von negativen gesellschaftli­
chen Erscheinungen zu schaffen. Daraus ergibt sich nicht 
nur ein Hinweis auf eine höhere Wirksamkeit der Tätig­
keit unserer Organe, sondern auch die Forderung nach 
einer Verringerung der gesellschaftlichen Kosten für die 
Rechtsprechung. Das ist zweifellos kein neues Problem, und 
es wurde schon bei verschiedenen Gelegenheiten vorge­
bracht; es ist jedoch gleichzeitig auch kein leichtes Problem, 
wenn es in einer auch für die Gesellschaft und für alle 
Bürger, die mit der Tätigkeit dieser Organe in Berüh­
rung kommen, spürbaren Art und Weise gelöst werden 
solL/16/
Der Kampf gegen Formalismus in unserer Tätigkeit muß 
darauf abzielen, daß die Form, in der alle Handlungen, 
die zum Schutz und zur Entwicklung unserer Rechtsord­
nung von den dazu berufenen Organen ausgeführt werden, 
optimal den Bedürfnissen ihrer tatsächlichen Verwirkli­
chung entspricht. Die Verabsolutierung einzelner formeller 
Elemente muß unverzüglich überwunden werden. Insbe­
sondere müssen die gerichtlichen Prozeßhandlungen ver­
einfacht und vervollkommnet werden, an denen Bürger in 
irgendeiner Form teilnehmen, also nicht nur die Parteien, 
sondern auch Zeugen, Sachverständige oder sonst Inter­
essierte.
2. Die Notwendigkeit einer Überprüfung der bisherigen 
Organisationsmodelle für unsere Arbeit ergibt sich eindeu­
tig und dringlich aus der neuen Struktur der örtlichen Or­
gane, der neuen Verwaltungseinteilung des Landes. Es 
sind Wojewodschaftsgerichte mit einer verhältnismäßig 
kleinen Besetzung entstanden, und gleichzeitig wurden die 
ganz kleinen Kreisgerichte aufgelöst. All das erfordert eine 
eingehende Analyse der Effektivität der für uns schon tra­
ditionellen Formen der außerhalb der Rechtsprechung aus­
geübten Aufsicht und der Kontakte mit den Gerichten und 
mit den Richtern der Wojewodschafts- bzw. Rayongerichte. 
Auf dieser Grundlage erneuert sich das bereits seit langem 
bestehende Problem eines engeren Kontakts des Obersten 
Gerichts zu den unteren Gerichten und die Gewährleistung 
eines besseren Einblicks in die Qualität ihrer Rechtspre­
chung, insbesondere in Verfahren, die auf dem normalen 
Verfahrenswege nicht zum Obersten Gericht gelangen./17/
3. Die Forderung nach ständiger guter Arbeitsweise aller 
Organe und nach Erhöhung der Effektivität ihres Wirkens 
bezieht sich auch unmittelbar auf das Oberste Gericht, das 
in seiner gesamten Tätigkeit Vorbild für die richtige Um-
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